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Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Marktleuthen (BGS-EWS) 
 
 

Vom 21. Oktober 1993 
 

 
Aufgrund der Artikel 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erläßt die Stadt Marktleuthen folgende 
mit Schreiben des Landratsamtes Wunsiedel i. Fichtelgebirge vom 13.10.1993, Nr. 20 – 632/01 geneh-
migte Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung: 
 
 

§ 1 
 

Beitragserhebung 
 
Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der Entwässerungseinrichtung einen 
Beitrag. 
 

§ 2 
 

Beitragstatbestand 
 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare sowie für 
solche Grundstücke und befestigte Flächen erhoben, auf denen Abwasser anfällt, wenn 
 
1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluß an die Entwässerungseinrichtung besteht, 
 
2. sie an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind, oder 
 
3. sie aufgrund einer Sondervereinbarung nach § 7 EWS an die Entwässerungseinrichtung angeschlos-

sen werden. 
 

§ 3 
 

Entstehen der Beitragsschuld 
 
(1) Die Beitragsschuld entsteht im Falle des 
  

1. § 2 Nr. 1, sobald das Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen werden kann, 
 

 2. § 2 Nr. 2 und 3, sobald das Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen ist. 
 
 Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt, entsteht die Bei-

tragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. Für die im Stadtteil Habnith am 01. Januar 1984 an-
geschlossenen Anwesen entsteht für den zu diesem Zeitpunkt vorhandenen Baubestand und Grund-
stücksgrößen keine Beitragsschuld. 

 
(2) Wird eine Veränderung der Fläche, der Bebauung oder der Nutzung des Grundstücks vorgenommen, 

die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, entsteht die Beitragsschuld mit dem Abschluß der Maßnah-
me. 

 
(3) Entfällt für ein anschließbares Grundstück später die Verpflichtung, nur vorgeklärte Abwässer in die 

Entwässerungseinrichtung einzuleiten, entsteht mit dem späteren Zeitpunkt des Wegfalls dieser Ver-
pflichtung die Beitragsschuld für dieses Grundstück nach den für an das Kanalnetz und die Sammel-
kläranlage anschließbare Grundstücke geltenden Regelungen. Bereits bezahlte Beiträge werden mit 
dem Betrag angerechnet, der sich im Zeitpunkt des Entstehens der neu zu berechnenden Beitrags-
schuld nach § 6 a ergeben würde. 
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§ 4 
 

Beitragsschuldner 
 
Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grundstücks 
oder Erbbauberechtigter ist. 

 
§ 5 

 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der zulässigen Geschoßfläche berechnet. 
 
(2) Die zulässige Geschoßfläche bestimmt sich, wenn ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan besteht, 

nach dessen Festsetzungen. Ist darin eine Geschoßflächenzahl (§ 20 Baunutzungsverordnung) fest-
gelegt, so errechnet sich die Geschoßfläche für die Grundstücke durch Vervielfachung der jeweiligen 
Grundstücksfläche mit der im Bebauungsplan festgesetzten Geschoßflächenzahl. Ist im Bebauungs-
plan eine Baumassenzahl (§ 21 Baunutzungsverordnung) festgesetzt, so ergibt sich die Geschoß-
fläche aus der Vervielfachung der jeweiligen Grundstücksfläche mit der Baumassenzahl, geteilt durch 
3,5. Ist auf Grund einer Ausnahme oder Befreiung im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld 
eine größere Geschoßfläche zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen. Ist im Einzelfall nur eine ge-
ringere Geschoßfläche zulässig, so ist diese maßgebend. 

 
(3) Die zulässige Geschoßfläche ist nach dem Stand der Planungsarbeiten zu ermitteln, wenn für das 

Grundstück zwar die Aufstellung eines Bebauungsplanes beschlossen, die zulässige Geschoßfläche 
aber noch nicht festgesetzt ist. Absatz 2 Satz 4 und Satz 5 gelten entsprechend. 

 
(4) Die zulässige Geschoßfläche ist zu ermitteln nach der für vergleichbare Baugebiete in der Stadt fest-

gesetzten Nutzungsziffer, wenn 
 
 a) in einem aufgestellten Bebauungsplan das zulässige Maß der Nutzung nicht festgesetzt ist, oder 
 
 b) sich aus einem in Aufstellung begriffenen Bebauungsplan die zulässige Geschoßfläche nicht hin-  
           reichend entnehmen läßt, oder 
 
 c) in einem in Aufstellung begriffenen Bebauungsplan das zulässige Maß der Nutzung nicht festge- 
          setzt werden soll, oder 
 
 d) ein Bebauungsplan weder in Aufstellung begriffen noch vorhanden ist. 
 
(5) Fehlt es an vergleichbaren Baugebieten, ergibt sich die zulässige Geschoßfläche aus der durch-

schnittlichen Geschoßflächenzahl, die nach § 34 BauGB i. V. m. § 17 und § 20 BauNVO aus der in 
der Umgebung vorhandenen Bebauung ermittelt wird. Überschreitet die Geschoßfläche der vorhan-
denen Bebauung die ermittelte zulässige Geschoßfläche, so ist die Geschoßfläche der vorhandenen 
Bebauung maßgeblich. 

 
(6) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, wird als zulässige 

Geschoßfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn auf einem 
Grundstück die zulässige Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur untergeordnete Be-
deutung hat. 

 
(7) Bei Grundstücken im Außenbereich gilt als zulässige Geschoßfläche die Geschoßfläche der geneh-

migten Bebauung. Weist das Grundstück keine genehmigte Bebauung auf oder überschreitet die vor-
handene Bebauung die genehmigte Bebauung, ist die Geschoßfläche der vorhandenen Bebauung 
maßgeblich. Die Geschoßfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu er-
mitteln. Kellergeschosse sind nur mitzurechnen, wenn sie Vollgeschosse i. S. des Baurechts sind. 
Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie Vollgeschosse i. S. des Baurechts sind oder 
Räume enthalten, die auf die zulässige Geschoßfläche anzurechnen sind (§ 20 BauNVO). Gebäude 
oder selbständige Gebäudeteile, die nach Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Schmutzwasserablei-
tung auslösen (Nebengebäude), werden nicht herangezogen; das gilt nicht für Geschosse, die tat-
sächlich eine Schmutzwasserableitung haben. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer An-
satz, wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 
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(8) Wird ein Grundstück vergrößert und sind für diese Flächen noch keine Beiträge geleistet worden, so 

entsteht die Beitragspflicht auch hierfür. Gleiches gilt, wenn sich die zulässige Geschoßfläche durch 
Aufstellung oder Änderung eines Bebauungsplanes oder durch Erlaß oder Änderung einer Satzung 
nach § 34 Abs. 4 BauGB später vergrößert. Gleiches gilt ferner für Außenbereichsgrundstücke (Ab-
satz 7), wenn sich die zulässige Geschoßfläche i. S. v. Absatz 7 später vergrößert oder sonstige Ver-
änderungen vorgenommen werden, die nach Absatz 7 für die Beitragsbemessung von Bedeutung 
sind. 

 
(9) Ist bei Grundstücken, für die nach dem bis 31. Dezember 1975 geltenden Satzungsrecht eine Bei-

tragsschuld entstanden ist, die zulässige Geschoßfläche größer als die nach früherem Satzungsrecht 
maßgebende Geschoßfläche, so entsteht eine weitere Beitragsschuld für den Unterschied zwischen 
zulässiger und bisher maßgebender Geschoßfläche. Für die Vergleichsberechnung sind die früher 
maßgebenden Geschoßflächen nur insoweit zu berücksichtigen, als sie nach § 20 Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) auf die zulässige Geschoßfläche anzurechnen sind. Die weitere Beitragsschuld 
darf den Unterschiedsbetrag zwischen einem Beitrag, der sich bei Anwendung des Beitragsmaßstabs 
nach dieser Satzung ergäbe, und der nach bisherigem Satzungsrecht entstandenen Beitragsschuld 
nicht überschreiten. Die weitere Beitragsschuld entsteht bei unbebauten Grundstücken erst mit deren 
Bebauung, bei bebauten Grundstücken erst mit der Vergrößerung, der nach früherem Satzungsrecht 
maßgebenden Geschoßfläche. 

 
§ 6 

 
Beitragssatz 

 
Der Beitrag beträgt 
 
a) pro m² Grundstücksfläche 0,41 € 
 
b) pro m² Geschossfläche 2,15 €. 
 

§ 6 a 
 

Beitragsabschlag 
 
Dürfen Grundstücke nach der Entwässerungssatzung nur vorgeklärte Abwässer in die Entwässerungs-
einrichtung einleiten, so ermäßigen sich die Beitragssätze um die Hälfte. 
 

§ 7 
 

Fälligkeit 
 
Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig. 
 

„§ 7 a 
 

Ablösung des Beitrags 
 

Der Beitrag kann im Ganzen vor Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden (Art. 5 Abs. 9 KAG). Ein 
Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Die Höhe des Ablösungsbetrags richtet sich nach der vo-
raussichtlichen Höhe des entstehenden Beitrags. 
 

§ 8 
 

Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 
 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und Besei-
tigung sowie für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse i. S. des § 3 EWS ist mit Ausnahme des 
Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, 
in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 
 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit dem Abschluß der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer 
im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbaube-
rechtigter ist. § 7 gilt entsprechend. 
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§ 9 
 

Gebührenerhebung 
 
Die Stadt erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung Grund- und Einleitungsgebühren. 
 

§ 9 a 
 

Grundgebühr 
 
(1) Für die Einleitungsmöglichkeit von ungeklärtem Schmutzwasser wird eine Grundgebühr nach der 

Nenngröße der verwendeten Wasserzähler berechnet. Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur 
vorübergehend mehrere Wasseranschlüsse, so wird die Grundgebühr nach der Summe der Nenn-
größe der einzelnen Wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird die 
Nenngröße geschätzt, die nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können. 

 
(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern der Nenngröße 
 
 bis   5 m³/h 100,00 €/Jahr 

 bis 10 m³/h 140,00 €/Jahr 

 bis 20 m³/h 160,00 €/Jahr 

 bis 30 m³/h 239,00 €/Jahr 

 über 30 m³/h 274,00 €/Jahr. 
 

§ 10 
 

Einleitungsgebühr 
 
(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge der Abwäs-

ser berechnet, die der Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt 
werden. 

 
 Die Gebühr beträgt pro Kubikmeter Abwasser: 
 
 a) bei einer Einleitungsmöglichkeit von ungeklärtem Schmutzwasser 4,20 € 
 
 b) solange eine Vorklärung vor Einleitung der Abwässer in die Entwässerungs- 
  anlage nach § 9 Abs. 2 EWS verlangt wird 
  im gesamten Stadtgebiet der Stadt Marktleuthen  
  (mit Ausnahme der Haus-Nrn. 29, 31 und 42 im Stadtteil Habnith) 0,77 €. 
 
 Das gilt nicht für Grundstücke mit gewerblichen oder sonstigen Betrieben, bei denen die Vorklärung 

oder die Vorbehandlung lediglich bewirkt, daß die Abwässer dem durchschnittlichen Verschmut-
zungsgrad oder der üblichen Verschmutzungsart der eingeleiteten Abwässer entsprechen. 

 
(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversorgungseinrichtung zugeführten 

Wassermengen abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen 
Wassermengen, soweit der Abzug nicht nach Abs. 3 ausgeschlossen ist. Der Nachweis der ver-
brauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichtigen. Bei landwirt-
schaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung gilt für jedes Stück Großvieh eine Wassermenge von     
18 m³/Jahr als nachgewiesen. Maßgebend ist die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl. Der 
Nachweis der Viehzahl obliegt dem Gebührenpflichtigen. Dieser Nachweis kann durch Vorlage des 
Bescheids der Tierseuchenkasse erbracht werden Die Wassermengen werden durch Wasserzähler 
ermittelt. Sie sind von der Stadt zu schätzen, wenn 

 
 1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 
 
 2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, oder 
 
 3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, daß der Wasserzähler den wirklichen Wasserver-

 brauch nicht angibt. 
 
(3) Vom Abzug nach Absatz 2 sind ausgeschlossen 
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 a) Wassermengen bis zu 12 m³ jährlich, 
 
 b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser, 
 
 c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser. 
 
(4) Ein Pauschalabzug gem. Abs. 2 Satz 3 wird nur insoweit gewährt, als für jede im benutzungspflichti-

gen Anwesen lebende Person jährlich 30 m³ nicht unterschritten werden. Maßgebend ist die Perso-
nenzahl zum Januar des Abrechnungszeitraumes. 

 
§ 11 

 
Gebührenzuschläge 

 
Für Abwässer, deren Beseitigung einschließlich der Klärschlammbeseitigung (Beseitigung) Kosten verur-
sacht, die die durchschnittlichen Kosten der Beseitigung von Hausabwasser um mehr als 30 v. H. (Grenz-
wert) übersteigen, wird ein Zuschlag in Höhe des den Grenzwert übersteigenden Prozentsatzes des Ku-
bikmeterpreises erhoben. 
 

§ 12 
 

Entstehen der Gebührenschuld 
 
(1) Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser in die Entwässerungseinrichtung. 
 
(2) Die Grundgebührenschuld entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen 

Herstellung des Anschlusses folgt; die Stadt teilt dem Gebührenschuldner diesen Tag schriftlich mit. 
Im übrigen entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines Ta-
gesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld neu. 

 
§ 13 

 
Gebührenschuldner 

 
Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des Grund-
stücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Gebührenschuldner ist auch der 
Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamt-
schuldner. 
 

§ 14 
 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 
 
(1) Die Einleitung wird jährlich abgerechnet. Abrechnungsjahr ist der Zeitraum 01.10. bis 30.09. Die 

Grund- und die Einleitungsgebühr werden einen Monat nach Zustellung des Gebührenbescheides fäl-
lig. 

 
(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 01.02., 01.05., 01.08. und 01.11. jedes Jahres Vorauszahlungen in 

Höhe eines Viertels der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresab-
rechnung, setzt die Stadt die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der Jahresgesamteinlei-
tung fest. 

 
§ 15 

 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

 
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Stadt für die Höhe der Schuld maßgebliche 
Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen - auf Verlangen 
auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 
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§ 16 

 
Beitragstatbestände nach bisherigem Satzungsrecht 

 
Beitragstatbestände, die von der Satzung vom 09. Dezember 1975 in der Fassung der Änderungssat-
zung vom 22. Dezember 1981 erfaßt werden sollten, werden als abgeschlossen behandelt, soweit be-
standskräftige Veranlagungen vorliegen. Wurden solche Beitragstatbestände nach der genannten Sat-
zung nicht oder nicht vollständig veranlagt oder sind Beitragsbescheide noch nicht bestandskräftig, dann 
bemißt sich der Beitrag nach der vorliegenden Satzung. Soweit sich dabei ein höherer Beitrag als nach 
der Satzung vom 09. Dezember 1975 in der Fassung der Änderungssatzung vom 22. Dezember 1981 
ergibt, wird dieser nicht erhoben. 
 

§ 17 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 1994 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
Satzung erlassen am 21. Oktober 1993, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 18.11.1993 
 
Satzung berichtigt am 10.01.1994, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 03.02.1994 
 
Satzung geändert am 03.07.1995, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 20.07.1995 
 
Satzung geändert am 29.11.1996, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 19.12.1996 
 
Satzung geändert am 02.09.1997, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 18.09.1997 
 
Satzung geändert am 28.09.1998, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 15.10.1998 
 
Satzung geändert am 25.10.2001, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 05.11.2001 
 
Satzung geändert am 28.04.2008, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 08.05.2008 
 
Satzung geändert am 25.06.2010, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 08.07.2010 
 
Satzung geändert am 04.02.2013, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 21.02.2013 
 
Satzung geändert am 01.10.2014, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 16.10.2014 
 
Satzung geändert am 13.05.2015, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 05.06.2015 
 
Satzung geändert am 25.11.2015, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 17.12.2015 
 
Satzung geändert am 30.11.2016, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 15.12.2016 
 
Satzung geändert am 18.12.2019, veröffentlicht im Kreisamtsblatt vom 23.01.2020 
 


